
Kassenzahnärztliche Vereinigung Sachsen   

          Antrag Nr. 4.4 
 
 

A N T R A G  
 

AN DIE VERTRETERVERSAMMLUNG AM 1. JUNI 2024 IN CHEMNITZ 
__________________________________________________________________________ 
 
 
Antragsteller: Vorstand und die Mitglieder des Erweiterten Beratungskreises (EBK)  

der KZV Sachsen 
 
 
Betreff:  TOP 4 

Respekt und Wertschätzung für die Arbeit der KZVen 
 

 
 
 
Wortlaut des Antrages: 
 
Die Vertreterversammlung der KZV Sachsen fordert das Bundesgesundheitsministerium und 
insbesondere den Bundesgesundheitsminister auf, der Arbeit der KZVen als Standesvertre-
tung den nötigen Respekt und Wertschätzung entgegenzubringen und bei der Gesetzgebung 
die Argumente der Körperschaften ausreichend zu berücksichtigen. 
 
 
 
 
Begründung: 
 
Als Körperschaften des öffentlichen Rechts sind die KZVen beauftragt, sowohl die Interessen 
der Vertragszahnärzteschaft wahrzunehmen, als auch die flächendeckende, wohnortnahe 
zahnärztliche Versorgung der Patienten sicherzustellen. Sie sind keine „Lobbyisten!“ 
Angesichts des Fachkräftemangels und ersten Versorgungsengpässen bei der zahnärztli-
chen und kieferorthopädischen Versorgung reicht es für eine angemessene Patientenversor-
gung nicht mehr aus, dass sich nur die Zahnärzteschaft und die Selbstverwaltung haupt- und 
ehrenamtlich sowie unermüdlich und hochengagiert einsetzen.  
Es ist an der Zeit, dass die Politik umdenkt! Argumente und Lösungsvorschläge seitens der 
Selbstverwaltung liegen vor und sollten gemeinsam diskutiert werden. Wir fordern Dialog 
statt Monolog! 
Bleibt die seit Jahren unzulängliche Gesetzgebung bestehen – mit Wiedereinführung der 
Budgetierung, Bürokratiezunahme statt -abnahme, zum Teil nicht ausreichend erprobten und 
schlecht funktionierenden Anwendungen in der Telematikinfrastruktur, Sanktionierungen im 
Zusammenhang mit der Telematikinfrastruktur und GOZ-Stillstand seit 36 Jahren etc. – wer-
den die jetzt schon bestehende Demotivation sowie Frustration im Berufsstand zunehmen 
und weitere vorzeitige Praxisschließungen provozieren. Dies zu verhindern, sollte im Inte-
resse aller Beteiligten liegen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
 für den Antrag   32 
 Gegenstimmen  0 
 Enthaltungen   0 
 
Der Antrag ist einstimmig angenommen worden. 


